
Fr.2.70 

DONNERSTAG, 7. APRIL 2016 
I 

AZ 4410 Liestal I Nr. 0941184. Jahrgang I redaktion@basellandschaftlichezeitung.ch 06192726 00 
abo@basellandschaftlichezeitung.ch 058 200 55 05 I inserate@basellandschaftlichezeitung.ch 06192726 70 

BASELLANDSCHAFTLICHE 

nordwestschweiz 

Sonita 
Wie die Afghanin 
Rapperinwurde 
KULTUR35 

Jürgen Klopp 
Liverpool-Coach trifft in der Europa 
League auf seinen alten Herzensverein 
SPORT17 

Catherine Anne Lasagni 
Froschlaich in Allschwil macht 
der Naturschützerin Sorgen 
BASELLAND 25 

~h~~b~1Ü~~htete Radil{;lisierung ... 
Händedruck-Streit Brief der Therwiler Schulleitung an den Kanton zeigt jahrelange Vorgeschichte auf 

VON MICHAEL NIT!NAUS, BOJAN SlULA 
UND DANIEL BALLMER 

Die Leitung der Therwiler Sekundar­
schule hat bereits im vergangenen De­
zember den Kanton vor der extremen 
religiösen Auffassung des Vaters und ei­
ner möglichen Radikalisierung seiner 

Razzia bei der Uefa 

Gianni Infantino 
gerät in Bedrängnis 
Am Uefa-Geschäftssitz in Nyon wurden 
gestern von der Schweizer Bundesan­
waltschaft im Rahmen eines Strafver­
fahrens die Geschäftsräume durch­
sucht. Bereits am Dienstag kamen 
Anschuldigungen auf, dass der ehema­
lige Uefa-Generalsekretär und jetzige 
Fifa-Präsident Gianni Infantino wäh­
rend seiner früheren Anstellung beim 
europäischen Fussballverband in die 
Affäre rund um die «Panama Papers» 
verwickelt gewesen sei. Infantino soll 
damals seine Unterschrift unter Verträ­
ge mit der Briefkastenfirma Cross Tra­
ding SA gesetzt haben. Diese wurde 
nun wegen illegalen Erwerbs von TV­
übertragungsrechten angeklagt. SEllE 18 

Kunstmuseum Bern 

Ein Museum sucht 
nach Raubkunst 
Die Museen sollen offenlegen, woher 
ihre Kunst stammt. Diese Forderung 
wird nicht erst seit dem Fall Gurlitt ge­
stellt. Das Kunstmuseum Bern - der 
mögliche Gurlitt-Erbe - geht mit gutem 
Beispiel voran. Mit der Ausstellung 
«Modeme Meister. <Entartete> Kunst im 
Kunstmuseum Bern» zeigt es, wie es 
seine Sammlung durchleuchtet. SEllE 36 
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beiden Söhne gewarnt, die durch die 
Verweigerung des Händedrucks nun ei­
ne nationale Debatte losgetreten ha­
ben. Dies geht aus einem Schreiben an 
das Amt für Volksschulen hervor, wel­
ches der bz vorliegt. Darin rechtferti­
gen die Therwiler Schulbehörden ihren 
Entscheid, die beiden jungen Muslime 

Neue50-
Franken­
Noten Gestern 
Mittwoch prä­
sentierte die 
Schweizerische 
Nationalbank 
die erste Bank­
note der neuen 
Serie, mit meh­
reren Jahren 
Verspätung. Der 
50-Franken­
Schein kommt 
am 12. April in 
Umlauf. 
SEITEN 12, 31 

FOlD: REUTERS 

vom Händeschütteln mit allen Lehrper­
sonen zu dispensieren. Die Schule ver­
langt gleichzeitig vom Kanton die Er­
stellung eines juristischen Gutachtens. 
Der Fall sei unter anderem wegen der 
Haltung des Vaters so komplex, argu­
mentierte die Schulleitung gegenüber 
der vorgesetzten Behörde. Durch den 
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Kompromiss hätte die Befürchtung ei­
ner Radikalisierung der Söhne «vorerst 
zerstreut werden können». 

Trotzdem rückten gestern verschie­
dene Medien die beiden Brüder wegen 
ihres Facebook-Profils in die Nähe von 
IS-Sympathisanten und Islamisten. Die­
ser Darstellung widersprach jedoch der 
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Ruhe und Ordnung 

Polizei ist vielerorts 
nicht mehr zuständig 
Immer mehr Baselbieter Gemeinden 
arbeiten im Bereich Ruhe und Ordnung 
nicht mehr mit der Kantonspolizei zu­
sammen. Seit April 2015 sind die Ge­
meinden für kleinere übertretungen 
wie Lärm oder Littering grundsätzlich 
selber zuständig. Zwar verfügen noch 
immer 38 Gemeinden über eine Leis­
tungsvereinbarung mit der Kantonspo· 
lizei. Die Zahl jener Gemeinden, die auf 
anderem Weg Ruhe und Ordnung auf­
rechterhalten, steigt aber. Erst kürzlich 
hat sich Muttenz entschieden, den Auf­
trag an eine private Sicherheitsfirma zu 
vergeben. Damit spart die Gemeinde 
die Hälfte der Kosten. In einigen kleine­
ren Dörfern ist nun gar der Gemeinde­
rat Ansprechpartner, wenn der Nach­
bar zu laut Party macht. Nur: Sowohl 
Sicherheitsfirma als auch Gemeinderat 
dürfen keine Zwangsmassnahmen an­
ordnen. Artet ein Streit aus, sind sie 
nicht die richtigen Partner. SEllE 23 

Reinach muss 
nochmals wählen 

b, 
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Gemeindewahlen Das gabs 
wohl noch nie im Kanton 
Baselland: Der Regierungsrat 
hat die Wahlen ins Reinacher 
Ortsparlament aufgehoben. 

VON BENJAMIN WIELAND 

Bei den Gemeindewahlen am 28. Fe­
bruar trafen im Reinacher Wahlbüro 
843 unvollständige Wahlzettel ein. Die 
meisten davon waren von den Stimm­
bürgern irrtümlicherweise in zwei Teile 
zerrissen worden. Das Wahlbüro er­
klärte diese Zettel für ungültig. 

Nun ist die Wahl insgesamt aufgeho­
ben worden. Der freie Wählerwille sei 
nicht unverfälscht ermittelt worden, 
wenn rund 15 Prozent der Wahlzettel 
ungültig sind - das hat der Baselbieter 
Regierungsrat am Dienstag entschieden. 
Wie gestern bekannt wurde, müssen die 
Reinacher Stimmbürger am 5. Juni das 
Gemeindeparlament nochmals neu be-

stellen. Zur Auswahl stehen exakt die­
selben Kandidatinnen und Kandidaten 
wie am 28. Februar. Denn die Parteien 
dürfen die Wahllisten nicht verändern. 
Auch das hat der Regierungsrat ver­
fügt: Die Bedingungen müssten die glei­
chen sein wie im Februar. 

Vorwurf der Geldvernichtung 
Die Ortsparteien stellt diese Vorgabe 

vor Probleme. Denn von den Kandidie­
renden vom Februar dürfte es viele ge­
ben, die sich gar nicht mehr politisch 
engagieren wollen. Dementsprechend 
werden sie sich nicht an den Kosten für 
den Wahll<ampf beteiligen. Unter die 
Kategorie Kuriosa fällt, dass zwei Kan­
didaten für die Legislative gar nicht 
mehr wahlberechtigt wären, weil sie in 
die Exekutive gewählt wurden. 

Die Wahl-Wiederholung koste seine 
Partei Geld, das sie eigentlich nicht ha­
be, kritisiert SVP-Gemeinderat Paul 
Wenger den Entscheid aus Liestal: 
«Man könnte Geld auch anderweitig 
vernichten.» KOMMENTAR RECHTS, SEllE 19 

Geschäftsleiter der Basler König-Fay­
sal-Stiftung, wo der aus Syrien stam­
mende Vater als Imam predigt. 

Die Händedruck-Debatte ist Wasser 
auf die Mühlen des rechten «Egerkinger ,,,-
Komitees». Dieses will auch in diesem / 
Fall aktiv werden und im Bundesparla-~ 
ment Vorstösse einreichen. SEITE 20 P" 
KOMMENTAR f 

einach meinte es zu gut. Die 
Gemeinde flickte auf die Liste 
mit den Wahlvorschlägen 

Falz eine Leerzeile ein. 
Hunderte Stinlmbürger rissen den Zet­
tel auseinander und machten ihn damit 
ungültig. Jetzt muss Reinach die Wahl 
wiederholen, die Blindzeile tilgen - und 
nochmals viel Geld ausgeben. 

Trotzdem war der Entscheid der Basel­
bieter Regierung richtig. Zumindest im 

von Benjamin Wieland 

Grundsatz. Die Wahl ist zu wiederholen. 
Wenn fast 15 Prozent der Stinlmenden 
nicht begreifen, wie sie ihr Wahlrecht 
korrekt ausüben können, dann darf die 
Wahl nicht zählen. Sonst leidet das An­
sehen der Demokratie. 

Ein anderer Entscheid mutet aber selt­
sam an: Dass die Wahlen am 5.Juni 
exakt gleich wie jene vom 28. Februar, 
also mit denselben Kandidierenden, 
durchgeführt werden müssen, ist ab­
surd. So müssen bereits gewählte Ge­
meinderäte nochmals antreten, obwohl 
sie als Exekutiv-Mitglieder gar nicht 
mehr wahlberechtigt sind. Ebenso muss 
davon ausgegangen werden, dass man­
che Kandidaten nach dem Februar-Er­
gebnis gar nicht mehr antreten wollen. 
Grotesk! So leidet das Ansehen der De­
mokratie gleichwohl. Es hätte gereicht, 
die Parteien, die teilnehmen dürfen, auf 
jene zu beschränken, die bereits im Fe­
bruar angetreten sind. Dann wären die 
Parteien frei gewesen, für den zweiten 
Anlauf nur noch jene Kandidierenden 
aufzustellen, die einen erneuten Wahl­
kampf wirklich wollen. 

r@l benjamin.wieland@bzbasel.ch 
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ls~h{ilf~ittirig ~ingt mit «Schein-Lösung» 
Sekundarschule Therwil Warum Rektor und Lehrern der Händedruck-Kompromiss so schwergefallen ist 

VON MICHAEL NITINAUS 

Die öffentliche Empörung über den Ent­
scheid der Sekundarschule Therwil, den 
beiden muslimischen Teenagern zu erlau­
ben, keiner Lehrperson mehr die Hand zu 
geben, reisst nicht ab. Immer stärker un­
ter Beschuss gerät dabei Rektor Jürg Laue­
ner. Er wird als «Zauderer» («Basler Zei­
tung») und führungsschwache Person dar­
gestellt, der nicht deutlich genug Schwei­
zer Werte verteidigt habe und auf den 
Kanton und sein Rechtsgutachten ange­
wiesen sei. Bestens in dieses Bild passt, 
dass Lauener und die ganze Schulverwal­
tung in Therwil seit vorgestern auf Tauch­
station sind und weder auf Anrufe noch 
Mailanfragen reagieren. 

Der bz liegt nun allerdings ein Brief vor, 
der aufzeigt, wie schwierig die Situation 
für die Schulleitung wirklich war und dass 
ein simpler Händedruck-Zwang nicht um­
zusetzen gewesen wäre. Im Schreiben 
vom 4. Dezember des vergangenen Jahres 
schildern Lauener und die beiden Konrek­
toren Jean-Daniel Schlegel und Michael 
Horn dem Baselbieter Amt für Voll<sschu­
len (AVS) sowie dem Präsidialausschuss 
der Schulleitungskonferenzen (PAS) erst­
mals ausführlich den Fall und wie sie auf 
die umstrittene Lösung gekommen sind. 
Zudem bitten sie bereits da um eine <~U- Der Händedruck-Streit an der Sekundarschule Känelmatt in Therwil beschäftigt Schulleitung und Lehrer stark. 
ristische Expertise». 

NICOLE NARS-ZIMMER 

Radikalisierung befürchtet 
Aus dem Brief geht hervor, dass die bei­

den muslimischen Schüler «ungefähr seit 
den vergangenen Herbstferien» ihren Leh­
rerinnen den Händedruck verweigern 
und dies religiös begründen. Gemäss 
«Blick», der Facebook-Posts ausgewertet 
hat, ist einer der beiden Brüder fasziniert 
vom Islamischen Staat (IS) und von Hass­
predigern (siehe Artikel unten). Aber erst 
durch den Brief wird nun klar, dass «die 
Familie bzw. der Vater dieser beiden Ju­
gendlichen den Schulen schon seit Jahren 
wegen extremen religiösen Auffassungen 
bekannt ist» (siehe Ausschnitt rechts). Die 
Jugendlichen selbst hätten ihren «plötzli­
chen Gesinnungswandel» damit erklärt, 
durch Predigten im Internet auf das Be­
rührungsverbot gekommen zu sein. «Die 
Befürchtung einer Radil<alisierung ist na­
türlich sogleich bei Lehrpersonen und 
Schulleitung aufgetaucht», heisst es. 

Nicht zuletzt dies machte den Fall für 
die Schule äusserst anspruchsvoll. In der 
Folge führten Lehrer und Schulleitung 
mehrere Gespräche mit der Familie und 
korrespondierten auch brieflich. Aus dem 
Schreiben vom 4. Dezember geht weiter 
hervor, dass intensiv versucht wurde, der 
Familie die wichtige Bedeutung des Hän­
dedrucks ldar zu machen, einerseits als 
Ritual bei Begrüssung und Abschied, an-

«Die Befürchtung 
einer Radikalisie­
rung (im Sinne von 
Gewaltbereitschaft) 
konnte vorerst 
zerstreut werden.» 
Auszug aus dem Brief der 
Schulleitung der Sek Therwil 

dererseits: «Die einseitige Verweigerung 
des Händedrucks gegenüber Lehrerinnen 
diskriminiert diese fal<tisch gegenüber 
den Lehrern, selbst wenn das Verhalten 
der Schüler nicht diskriminierend im Sin­
ne von abwertend gemeint ist.» Zudem 
wurden die Jugendlichen darauf hingewie­
sen, dass sie beim Übergang von der 
Schule in die Berufswelt mit Schwierigkei­
ten rechnen müssten, etwa wegen weibli­
chen Vorgesetzten, Mitarbeiterinnen oder 
Kundinnen. 

Schulleitung redet über Ängste 
Auch die Lehrerschaft sei informiert 

worden. Dabei hätten sich «einige Lehr­
personen sehr engagiert geäussert, dass 
dieses Verhalten nicht zu tolerieren sei». 
Die Schulleitung hielt darauf am abschlies­
senden Gespräch Ende November fest, 
«dass eine Ungleichbehandlung der Lehr­
personen (nach dem Kriterium Ge­
schlecht) für uns auf keinen Fall tolerier­
bar sei». Dennoch wollten die beiden 
Teenager «aufgrund ihrer starken religiö­
sen Überzeugung nicht von ihrem Verhal­
ten abweichen». So sei man schliesslich 
zum aktuell geltenden Kompromiss ge­
kommen, dass die beiden Schüler «die 
Lehrpersonen mit Namen zu begrüssen 
haben, unter Anwendung einer Respekt 
und Anstand ausdrückenden Form, ohne 
Berührung». 

Therwil, 0411211s: 
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Ein Ausschnitt des Briefes an das kantonale Volksschul-Amt und den Präsidialausschuss. 

Im Brief finden sich mehrere Formulie­
rungen, die ausdrücken, dass der Kom­
promiss von der Schulleitung nicht ange­
strebt wurde. So nennt sie ihn eine 
«Schein-Lösung» und dass man mit der Si­
tuation nicht zufrieden sei. Auch verleiht 
sie ihrem Unbehagen Ausdruck, indem sie 
fragt, «was denn wohl als Nächstes 
kommt»: Dass die Schüler von einer un­
verschleierten Lehrerin keine Anweisun­
gen mehr akzeptierten oder sich weiger­
ten, überhaupt von einer Frau unterrich­
tet zu werden? Oder dass sie Dispensatio­
nen forderten, um täglich fünfmal beten 
zu können? Die «Schein-Lösung» hatte aus 
Sicht der Schulleitung vor allem etwa Gu-

tes: «Die Befürchtung einer Radil<alisie­
rung (im Sinne von Gewaltbereitschaft) 
konnte vorerst zerstreut werden», 
schreibt sie. 

Wie die Schulleitung zu diesem Schluss 
kommt, bleibt vorerst offen. Ebenfalls 
kann nicht beantwortet werden, was die 
Schule in den vergangenen Jahren mit 
dem Wissen um den ultrareligiösen Vater 
gemacht hat. Bei auffälligen Schülern -
oder auch bei auffälligem Umfeld - ist es 
eigentlich Usus, einen Jugendsachbearbei­
ter der Polizei zu konsultieren. Um diese 
Fragen zu klären, müssten Lauener und 
sein Team nun dringend wieder auftau­
chen. 

Die Hexenjagd hat begonnen 
Folge der Händedruck-Debatte 

Rechte fordern: Wer sich der 
Integration verweigert, soll gehen Brüderpaar Die beiden 

jungen Muslime aus Ettingen 
stehen wegen IS-freundlicher 
Einträge auf Facebook unter 
Extremismusverdacht. 

VON BOJAN STULA 

Das Bild der Öffentlichl<eit von den bei­
den Brüdern aus Ettingen, den Haupt­
protagonisten des Therwiler Hände­
druck-Streits, scheint nach tagelanger 
medialer Berichterstattung gemacht zu 
sein. Der «Blick» rückte gestern den äl­
teren der Beiden in die Nähe von IS­
Sympathisanten und führte als Beweis 
die Verlinkung von entsprechenden Vi­
deos auf seiner Facebook-Seite an. Aus­
serdem attestierte ihm die Boulevard­
zeitung in ihrer Online-Berichterstat­
tung aufgrund derselben Grundlage ei­
ne «Bewunderung» für den deutschen 
Salafisten und radil<alen Prediger Pi­
erre Vogel. 

Die These, die im Brief der Therwiler 
Schulleitung an den Kanton (siehe 
oben) ebenfalls angedeutet wird, lau­
tet: Die beiden Schüler sind aufgrund 
ihres Werdegangs und des familiären 

Hintergrunds auf dem Weg zur Radika­
lisierung oder bereits radil<alisiert wor­
den. Ihr Vater soll als Anhänger der 
Muslim-Brüderschaft in den 1980er-Jah­
ren vor dem Assad-Regime aus Syrien 
in die Vereinigten Arabischen Emirate 
geflüchtet sein, wo er dann offenbar ei­
ne Ausbildung zum Imam durchlief. 

Vor 13 Jahren, als auch in den Verei­
nigten Arabischen Emiraten die Verfol· 
gung der Muslim-Brüder einsetzte, floh 
er weiter in die Schweiz. Seine beiden 
Söhne sind in der Region aufgewachsen 
und hier eingeschult worden. Ob der 
Vater der beiden 14-und 15-jährigen Se­
kundarschüler noch immer an Freita­
gen in der Moschee der Islamischen Kö­
nig-Faysal-Stiftung an der Basler Frie­
densgasse predigt, ist unklar. 

Keine Wahhabiten 
Laut Angaben der Stiftung nehmen 

an den in Arabisch gehaltenen Freitags­
gebeten rund 200 bis 300 Gläubige aus 
zahlreichen Ländern teil. Ein anony­
mer Gönner der Muslim World League, 
also der Islamischen Weltliga in Mekka, 
finanziere die Stiftung sowie die lau­
fend anfallenden Kosten. Nabil Arab, 
der Verwalter der König-Faysal-Stif-

tung, verneint hingegen ausdrücldich, 
dass es sich beim Vater oder anderen 
Gemeindemitgliedern der Moschee um 
Wahhabiten saudischer Prägung hand­
le; ebenso wenig um Anhänger eines 
sonst wie gearteten radikalen Islams. 
Den beiden Söhnen und ihrem Vater, 
die er gut kenne, gehe es einzig darum, 
ihr Leben möglichst nahe nach dem 
Vorbild des Propheten Mohammed zu 
gestalten, wie Nabil Arab in einem Bei­
trag der SRF-Nachrichtensendung «10 
vor 10» ausführte. Ein Basler Politiker 
mit Kontakten zur König-Faysal-Stiftung 
stützt diese Darstellung gegenüber der 
bz. Für eine direkte Stellungnahme war 
gestern aber keiner der Beteiligten er­
reichbar. 

Ebenfalls gegenüber «10 vor 10» 
warnt der Berner Islamwissenschafter 
Reinhard Schulze, aufgrund der Hand­
schlag-Verweigerung eine Hysterie los­
zutreten: «Wir haben es hier mit einer 
lebensweltlichen Islam-Interpretation 
zu tun, wo in einer puritanischen Art 
und Weise der Islam als eine Ordnung 
gesehen wird, wie sich Menschen ganz 
allgemein verhalten. Das hat nichts mit 
Politik oder Durchsetzung von Gel­
tungsansprüchen zu tun.» 

Die Worte sind deutlich: «Wer sich den 
hiesigen Wertvorstellungen verweigert, 
verweigert sich der Integration.» Und: 
«Wer Integration verweigert, dessen 
Aufenthalts- oder Niederlassungsbewil­
ligung darf nicht verlängert werden.» 
Die Therwiler Händedruck-Debatte ist 
Wasser auf die Mühlen des «Egerkinger 
Komitees», das sich bereits für ein Mi­
narett-Verbot eingesetzt hat und derzeit 
Unterschriften für ein nationales 
Burka-Verbot sammelt. 

Einmal mehr löse eine Konfrontation 
zwischen sich «der Integration verwei­
gernden Migranten und anpasserischen 
Behörden» eine nationale Wertediskus­
sion aus, schreibt das Komitee in einem 
gestern verschickten Communique. 
Aus seiner Sicht ist die Sache «glasklar 
und unverhandelbar»: In der Schweizer 
Gesellschaft gehöre es zur Tradition, 
sich zur Begrüssung die Hand zu rei­
chen. Diese Gepflogenheit gelte für alle 
- erst recht an einer staatlichen Schule. 
Für Frauen abwertende Verhaltenswei­
sen hätten in der Schweiz keinen Platz. 

«Das wollen wir nicht einfach so hin­
nehmen», betont Komitee-Vorstands-

mitglied Ueli Schlüer. «Und in der Öf­
fentlichkeit waren die Reaktionen auch 
eindeutig», ergänzt der ehemalige 
Zürcher SVP-Nationalrat. Deshalb wolle 
das Komitee nun aktiv werden. An der 
baldigen Vorstandssitzung soll das 
weitere Vorgehen besprochen werden: 
«Dabei werden wir voraussichtlich be­
schliessen, in der Sommersession des 
Bundesparlaments einen oder mehrere 
Vorstösse einzureichen», sagt Schlüer. 

Zeichen von Stärke und Handeln 
Kernforderung sei es eben gerade, 

Aufenthalts- und Niederlassungsbewilli­
gungen nicht mehr zu verlängern, wenn 
es am Integrationswillen fehlt. «Haben 
die Betroffenen allerdings das Schwei­
zer Bürgerrecht, sind uns die Hände ge­
bunden», ist sich auch Schlüer bewusst. 
Von solchen Einschränkungen will sich 
das Komitee aber nicht aufhalten lassen. 
Denn angesichts der zunehmenden Isla· 
misierung brauche es jetzt Zeichen der 
Stärke und des Handelns. Immerhin gäl­
ten in der Schweiz zwischenmenschli-
cher Anstand und Respekt, schreibt das // 

Komitee weitec. !CM> I 


